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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Geänderter Vorschiag einer Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften betreffend die Eriaubnis zum Führen von Kraftfahrzeugen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75 Abs. 1 Buchstabe c, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Bedingungen für den Kraftverkehr im gesam- 
ten Gebiet der Gemeinschaft müssen mit allen Mit- 
teln verbessert werden. 

Eine echte gemeinsame Verkehrspolitik muß 
Maßnahmen umfassen, die geeignet sind, den Ver- 
kehrsfluß zu verbessern und die Verkehrssicherheit 
zu erhöhen. 

Infolge der ständigen Zunahme der Unfallzahlen 
und der Unfallhäufigkeit Straßenverkehr entstehen 
der Allgemeinheit immer höhere Kosten. 

Es erscheint wünschenswert, eine umfassende 
gegenseitige Anerkennung der von den Mitglied- 
staaten erteilten Führerscheine zu fördern, um zur 
Lösung der Probleme im Zusammenhang mit der 
Verkehrssicherheit und des Niederlassungsrechts im 
Verkehr beizutragen. 

Die Harmonisierung der einschlägigen Rechtsvor- 
schriften ist geeignet, eine Lösung des Problems 
der Wettbewerbsbedingungen im Verkehr zu er- 
leichtern. 

Zum Zwecke der Vereinheitlichung ist es ange- 
bracht, einen von dem Muster der Straßenverkehrs- 
konvention (Wien 1968) ausgehenden EG-Führer- 
schein einzuführen; in einer Übergangszeit sollte ein 
solcher Führerschein fakultativ sein. 

Es empfiehlt sich, den Mitgliedstaaten die Er- 
teilung des EG-Führerscheins zu übertragen, um die 
bestehenden einzelstaatlichen Verwaltungsstellen 
einzusetzen und so die Errichtung einer gemein- 
schaftlichen Stelle zu vermeiden. 


! Damit der EG-Führerschein in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten unter gleichartigen Bedingungen aus- 
gestellt wird, müssen einheitliche Fahrzeugklassen 
geschaffen und das für das Führen jeder dieser 
Klassen erforderliche Mindestalter festgesetzt wer- 
, den; aus dem gleichen Grund sind gemeinsame Nor- 
! inen bezüglich der Gültigkeit des EG-Führerscheins 
: für das Führen der einzelnen Fahrzeugklassen auf- 
zustellen. 

Im Hinblick auf einen einheitlichen EG-Führer- 
schein ist die Anwendung einheitlicher Bedingun- 
gen für die Erteilung des Führerscheins in folgenden 
Bereichen vorzusehen: theoretische und praktische 
' Kompetenz und körperliche Eignung der Bewerber, 

! Fahranfänger, Fahrschüler, ärztliche Untersuchungen 
i und Einführung gemeinsamer Maßnahmen für die 
: Gleichbehandlung von im innergemeinschaftlichen 
Straßenverkehr begangenen Verstöße, wie z. B. die 
Schaffung einer nationalen Kraftfahrerkartei sowie 
i Aufstellung von Regeln für die objektive Beurtei- 
lung der Schwere von Verstößen und zur Festlegung 
i der Bedingungen, unter denen die Aufhebung, der 
Entzug oder die Rückgabe des Führerscheins er- 
folgt — 

I HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

i A r t i k e 1 1 

Ab (zwei Jahre nach Erlaß der vorliegenden 

i Richtlinie durch den Rat) wird im gesamten Gebiet 
I der Mitgliedstaaten ein EG-Führerschein eingeführt, 

I der ohne Rücksicht auf den normalen Wohnsitz des 
I Fahrers sowohl im nationalen als auch im inter- 
i nationalen Verkehr zum Führen der Fahrzeug- 
klassen, für die er gilt, berechtigt. 

Der EG-Führerschein wird von den Mitgliedstaaten 
unter den in der vorliegenden Richtlinie festgeleg- 
I ten Voraussetzungen erteilt. 

Artikel 2 

i Der EG-Führerschein entspricht dem im Anhang 
I wiedergegebenen Muster. 
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Artikel 3 


1. Mit dem in Artikel 1 vorgesehenen EG-Führer- 
schein können auf öffentlichen Straßen Fahrzeuge 
folgender Klassen geführt werrden: 


Klasse A: 
Klasse B: 


Klasse C: 


Klasse D: 


Klasse E: 


Klasse Fl: 
Klasse F 2: 


Klasse G: 


Krafträder mit oder ohne Bei- 
wagen 

Kraftfahrzeuge mit Ausnahme der 
Klasse A, deren zulässiges Höchst- 
gewicht 3500 kg nicht übersteigt 
und deren Zahl der Sitzplätze 
außer dem Fahrersitz nicht mehr 
als acht beträgt. 

Kraftfahrzeuge, die zur Güterbe- 
förderung eingesetzt werden und 
deren zulässiges Höchstgev/icht 
3500 kg übersteigt. 

Kraftfahrzeuge, die zur Personen- 
beförderung eingesetzt werden und 
die außer dem Fahrersitz über 
mehr als acht Sitzplätze verfügen. 
Züge, deren Zugmaschine zu der 
oder den Klassen B, C oder D ge- 
hört, für die der Fahrer eine Fahr- 
erlaubnis erhalten hat, die jedoch 
selbst nicht zu dieser oder diesen 
Klassen gehören. 

Kraftfahrzeuge für den Straßenbau 
Land- und forstwirtschaftliche Zug- 
maschinen sowie Zugmaschinen im 
Schausteller- und Zirkusgewerbe, 
mit oder ohne Anhänger, die wäh- 
rend ihres Einsatzes auf öffent- 
lichen Straßen verkehren können. 
Fahrzeuge der Klassen A oder B, 
die unter Berücksichtigung der In- 
validität des Fahrers besonders 
ausgebaut sind. 


2, a) Zur Anwendung von Absatz i kann den 
Kraftfahrzeugen der vorgenannten Klasse B 
ein Anhänger angehängt werden, dessen zu- 
lässiges Höchstgewicht 750 kg nicht über- 
steigt; diesen Fahrzeugen kann jedoch ein 
Anhänger angehängt werden, dessen zuläs- 
siges Höchstgewicht 750 kg übersteigt, sofern 
folgende zwei Voraussetzungen erfüllt sind: 


b) Den Kraftfahrzeugen der Klassen C und D 
kann ein Anhänger angehängt werden, des- 
sen Gewicht 750 kg nicht übersteigt. 

3. Im Sinne dieses Artikels gelten als: 

— „Krafträder" alle zwei- oder dreirädrigen 
Fahrzeuge, deren Höchstgeschwindigkeit in- 
folge der Bauart 45 km/h überschreitet und 
die, falls sie mit Verbrennungsmotor ausge- 
rüstet sind, einen Hubraum von über 50 ccm 
haben. Außerdem darf das Eigengewicht von 
Dreiradfahrzeugen 400 kg nicht übersteigen. 

— „Fahrzeuge" mit Ausnahme von Schienen- 
fahrzeugen alle Fortbewegungsmittel, die mit 
einem Antriebsmotor ausgestattet sind und 
sich aus eigener Kraft auf der Straße fort- 
bewegen. 

— „Kraftfahrzeuge": Fahrzeuge, ausgenommen 
Krafträder, die normalerweise zur Personen- 
oder Güterbeförderung oder zum Ziehen von 
Fahrzeugen für die Personen- oder Güter- 
beförderung im Straßenverkehr eingesetzt 
werden. Hierzu gehören auch „Obusse", d. h. 
nicht schienengebundene Fahrzeuge, die ihre 
Energie über eine elektrische Leitung erhal- 
ten. Hierzu gehören nicht land- und forst- 
wirtschaftliche Zugmaschinen und Zugmaschi- 
nen im Schausteller- und Zirkusgewerbe. 

— „Land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen 
sowie Zugmaschinen im Schausteller- und 
Zirkusgewerbe": alle Fahrzeuge auf Rädern 
oder Ketten mit wenigstens zwei Achsen, 
deren Funktion im wesentlichen in der Zug- 
leistung besteht und die besonders zum 
Ziehen, Schieben, Tragen oder zur Betäti- 
gung bestimmter Geräte, Maschinen oder 
Anhänger eingerichtet sind, die zur Verwen- 
dung in land- oder forstwirtschaftlichen oder 
Schaustellerbetrieben bestimmt sind und 
deren Einsatz zur Personen- oder Güterbeför- 
derung oder zum Ziehen von Fahrzeugen zur 
Personen- oder Güterbeförderung im Straßen- 
verkehr nur einen Nebenzweck erfüllt. 

4. Die Mitgliedstaaten definieren äquivalente Fahr- 
zeugklassen dort, wo die einzelstaatlichen Fahr- 
zeugklassen von den in Absatz 1 genannten 
Klassen abweichen. 


— das zulässige Höchstgewicht des An- 
hängers darf das Eigengewicht des Kraft- 
fahrzeugs nicht übersteigen; 

— das zulässige Höchstgewicht des Zuges 
darf 3500 kg nicht übersteigen. 


Artikel 4 

Die Gültigkeit der EG-Führerscheine wird wie folgt 
geregelt: 

a) Die für die Klassen A, B, C, D, Fl und F 2 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des 
Bundeskanzleramtes vom 18. Dezember 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Ha 40/75: 

Dieser geänderte Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften vom 5. Dezember 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
geänderten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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gültigen Fahrerlaubnisse berechtigen zum Führen 
der Fahrzeuge dieser Klassen; 

b) die für die Klasse E geltende Fahrerlaubnis be- 
rechtigt zum Führen eines Zuges, unbeschadet 
der Bestimmung unter Buchstabe c. 

c) Die für die Fahrzeuge der Klasse E geltende 
Fahrerlaubnis kann nur Fahrern erteilt werden, 
die bereits einen Führerschein für eine der Klas- 
sen B, C oder D besitzen. 

d) Die für die Klasse G geltende Fahrerlaubnis be- 
rechtigt zum Führen des Fahrzeugs der Klasse A 
oder B, das im Hinblick auf die Invalidität des 
Inhabers besonders ausgebaut ist. Die Zulas- 
sungsnummer dieses Fahrzeugs muß auf der 
Fahrerlaubnis angegeben werden. 

Artikel 5 

Die Erteilung des EG-Führerscheins hängt von fol- 
genden Altersvoraussetzungen ab: 

a) Für die Klasse F 2: das vollendete 16. Lebens- 
jahr; 

b) für die Klassen A, B und G: das vollendete 
18. Lebensjahr. Die Kommission wird bis zum 
1. Januar 1980 eine Überprüfung der verschie- 
denen Unfallquoten bei 17-jährigen und bei 18- 
jährigen Fahrern vornehmen und gegebenen- 
falls eine Änderung der für diese Klassen in der 
vorliegenden Richtlinie vorgesehenen Mindest- 
altersgrenzen Vorschlägen. 

c) Für die übrigen Klassen: das vollendete 21. Le- 
bensjahr, unbeschadet des Artikels 5 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 543/69 des Rates vom 
25. März 1969 über die Harmonisierung bestimm- 
ter Sozialvorschriften im Straßenverkehr. 

Artikel 6 

Vor dem (fünf Jahre nach Erlaß dieser Richt- 

linie durch den Rat) wird der Rat auf Vorschlag der 

Kommission 

a) einen Zeitpunkt festsetzen, bis zu welchem der 
Inhaber einer gültigen, von einem Mitgliedstaat 
erteilten Fahrerlaubnis von diesem Mitglied- 


staat nach Vorlage seines nationalen Führer- 
scheines einen EG-Führerschein einer oder meh- 
rerer sich entsprechender Klassen erhalten kann, 
ohne daß er sich der im zweiten Unterabsatz 
vorgesehenen Prüfung zu unterziehen hat, so- 
fern er das in Artikel 5 vorgeschriebene Mindest- 
alter erreicht hat. 

Von diesem Zeitpunkt an wird die Erteilung des 
EG-Führerscheins vom Bestehen der praktischen 
und der theoretischen Prüfung sowie vom Nach- 
v/eis körperlicher Eignung abhängen. 

b) gemeinsame Bestimmungen erlassen, um die Be- 
dingungen für die unter a) vorgesehene prak- 
tische und theoretische Prüfung und die Kriterien 
für die körperliche Eignung festzusetzen und um 
Regeln für die Behandlung von Fahranfängern 
und Fahrschülern sowie die Kriterien für die 
ärztlichen Untersuchungen aufzustellen; 

c) die notwendigen Maßnahmen für die Schaffung 
einer nationalen Kraftfahrerkartei treffen, in der 
alle Sanktionen mit Ausnahme von Über- 
tretungen erfaßt werden; 

d) einheitliche Normen aufstellen, die es ermög- 
lichen, anhand von Zahlenangaben die Schwere 
der Verstöße objektiv zu beurteilen und die 
Voraussetzungen für die Aufhebung, den Entzug 
oder die Rückgabe des Führerscheins zu regeln. 

r t i k e 1 7 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen nach Anhörung der 
Kommission rechtzeitig, jedoch mindestens sechs 
Monate vor Inkrafttreten dieser Richtlinie die 
zur Durchführung dieser Richtlinie notwendigen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

2. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
und den anderen Mitgliedstaaten vor dem in 
Artikel 1 genannten Zeitpunkt ein Verzeichnis 
der Stellen, die mit der Erteilung des EG-Führer- 
scheins beauftragt sind. 

Artikel 8 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 

A. Allgemeine Erwägungsgründe 

Im Rahmen der Verwirklichung des gemeinsamen 
Programms gemeinschaftlicher Aktionen für mehr 
Sicherheit im Straßenverkehr und gemäß ihrer Mit- 
teilung an den Rat vom 8. November 1971 über die 
Entwicklung der gemeinsamen Verkehrspolitik hat 
die Kommission am 17. August 1972 dem Rat einen 
Vorschlag für eine Richtlinie über die Harmonisie- 
rung der Rechtsvorschriften betreffend die Erlaubnis 
zum Führen von Kraftfahrzeugen -) unterbreitet. 
Dieser Richtlinienvorschlag sieht die Einführung 
eines einheitlichen Verfahrens bei der Erteilung der 
Führerscheine vor. Damit soll einmal die gegen- 
seitige Anerkennung der Fahrerlaubnis erleichtert 
und zum anderen der freie Personenverkehr und die 
Niederlassungsfreiheit auf dem Verkehrssektor ver- 
wirklicht werden. 

Das Europäische Parlament hat seine Stellungnahme 
zu diesem Vorschlag am 22. April 1974®), der Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß am 23. Mai 1973'^) abge- 
geben. 

Nachdem sie die in diesen Stellungnahmen gemach- 
ten Einwände aufmerksam geprüft hat, hat die Kom- 
mission beschlossen, gemäß Artikel 149 zweiter 
Unterabsatz des Vertrages Änderungen des ur- 
sprünglichen Richtlinienvorschlags vorzulegen. 

Im Gegensatz zu dem ursprünglichen Richtlinienvor- 
schlag, der alle Aspekte im Zusammenhang mit der 
Einführung eines EG-Führerscheins - der obliga- 
torisch den nationalen Führerschein ersetzen sollte -- 
regelte, soll mit den vorliegenden Änderungen 
hauptsächlich erreicht werden, daß durch die Ein- 
führung eines EG-Führerscheins die gegenseitige 
Anerkennung der Führerscheine automatisch erfolgt. 
Die Verfahren und gemeinsamen Normen sowie der 
Zeitpunkt, bis zu dem der Inhaber eines gültigen, 
von einem Mitgliedstaat ausgestellten Führersclieins 
ohne Formalitäten einen EG-Führerschein erhalten 
kann, sollten binnen fünf Jahren nach Verabschie- 
dung dieser Richtlinie durch den Rat festgelegt wer- 
den. Um das Verständnis des geänderten Richt- 
linienvorschlags zu erleichtern, dessen Struktur vom 
ursprünglichen Richtlinienvorschlag abweicht, wird 
der Wortlaut der Änderungen ungekürzt wieder- 
gegeben. 

Da die Kommission, abgesehen von den vom Euro- 
päischen Parlament und vom Wirtschafts- und So- 
zialausschuß vorgeschlagenen Änderungen, an 
ihrem ursprünglichen Vorschlag noch weitere struk- 
turelle Änderungen vorgenommen hat, vor allem 
um das von der Wirtschaftskommission für Europa 
in Genf ausgearbeitete APC-Abkommen zu berück- 
sichtigen, befürwortet sie eine neuerliche Anhörung 
des Europäischen Parlaments sowie des Wirtschafts- 

1) vgl. 5. Gesamtbericht, Ziffer 396 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 119 
vom 16. November 1972, S. 9 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 55 
vom 13. Mai 1975, S. 4 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 60 
vom 26. Juli 1975, S. 1 


und Sozialausschusses zum neuen Wortlaut des Vor- 
schlags. 

ln den besonderen Erwägungsgründen ist deutlich 
angegeben, in welchen Punkten der ursprüngliche 
Vorschlag der Kommission geändert wurde und ob 
diese Änderungen aufgrund der Stellungnahme des 
Europäischen Parlaments bzw. des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses oder unabhängig davon vorge- 
nommen wurden. 

B. Besondere Erwägungsgründe 
zu Artikel 1 

In dem ursprünglichen Vorschlag der Kommission 
wurden die Mitgliedstaaten aufgefordert, die Er- 
laubnisse zum Führen von Kraftfahrzeugen gemäß 
den in diesem Vorschlag festgesetzten Bedingungen 
ab 1. Januar 1974 zu erteilen. In der Stellungnahme 
des Europäischen Parlaments wird ein flexibler Zeit- 
punkt vorgeschlagen, der an den Zeitpunkt der An- 
nahme der Richtlinie gekoppelt ist (ein Jahr später). 
Außerdem wird vorgeschlagen, die Bezeichnung 
„EG-Erlaubnisse zum Führen von Kraftfahrzeugen" 
(„EG-Führerschein") zu benutzen. 

Der neue Wortlaut hält sich an die Vorschläge des 
EuropäischenParlaments. Da es sich jedoch um einen 
„fakultativen" Vorschlag handelt, soll vorerst nur 
ein EG-Führerschein eingeführt werden. Die Ein- 
führung erfolgt zwei Jahre nach Verabschiedung der 
Richtlinie durch den Rat. In dieser zweijährigen 
Übergansphase können die Mitgliedstaaten ihre 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften den in der neuen 
Richtlinie vorgesehenen Bestimmungen anpassen. 

zu Artikel 2 

Die Gestaltung des Musters, wie es in der ursprüng- 
lichen Richtlinie vorgesehen war, wurde unter Be- 
rücksichtigung des Beitritts der neuen Mitglied- 
staaten vor allem in sprachlicher Hinsicht abge- 
ändert. 

Das im Artikel 2 vorgesehene einheitliche Muster 
entspricht dem Muster in Anhang 6 der am 8. No- 
vember 1968 in Wien Unterzeichneten Weltkonven- 
tion über den Straßenverkehr. Das Deckblatt dieses 
Führerscheins ist in allen Sprachen der Gemeinschaft 
abgefaßt und trägt gemäß der internationalen Stra- 
ßenverkehrskonvention das Nationalitätenzeichen 
des Staates, der die Fahrerlaubnis erteilt hat. Die 
übrigen Seiten des Führerscheins werden in der 
Sprache des Staates abgefaßt, der den Führerschein 
erteilt. 

Zu Artikel 3 

Der neue Vorschlag unterscheidet sich hinsichtlich 
der Klassen A und F von dem ursprünglichen Vor- 
schlag. In dem neuen Vorschlag wird die Definition 
in Übereinstimmung mit der Stellungnahme des 
Europäischen Parlaments geändert, um auf eine „Be- 
seitigung der technischen Handelshemmnisse bei 
Leichtmotorrädern" hinzuwirken. 

Das Europäische Parlament hat außerdem vorge- 
schlagen, auch für Leichtmotorräder einen Führer- 
schein zu verlangen. Angesichts der zahlreichen Pro- 
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bleme im Zusammenhang mit dieser Fahrzeugklasse 
schien es jedoch nicht möglich, diesem Vorschlag 
Folge zu leisten. 

In ihren Stellungnahmen haben das Europäische Par- 
lament und der Wirtschafts- und Sozialausschuß dem 
Wunsch Ausdruck gegeben, das Führen land- und 
forstwirtschaftlicher Zugmaschinen bereits ab 16 
Jahren zu erlauben (derzeit 21 Jahre), diese Sen- 
kung der Altersgrenze jedoch nicht auf die übrigen 
Fahrzeuge der Klasse F (Kraftfahrzeuge für den 
Straßenbau) auszudehnen. Sie schlagen vor, diese 
Klasse in zwei Klassen -Fl und F 2 - zu unter- 
teilen, Die Kommission berücksichtigt diesen Vor- 
schlag in ihren Abänderungen, 

Zu Artikel 4 

Bei dem ursprünglichen Vorschlag war man hinsicht- 
lich der Gültigkeit der Führerscheine von dem 
Grundsatz ausgegangen, daß die für eine Klasse gül- 
tigen Fahrerlaubnisse zum Führen von Fahrzeugen 
dieser sowie aller vorangehenden Klassen berech- 
tigt. 

Das Europäische Parlament vertrat die Ansicht, daß 
der für Kraftfahrzeuge ausgestellte Führerschein 
nicht auch für Krafträder gelten darf. 

Für diese Richtlinie, mit der ein fakultativer EG- 
Führerschein eingeführt werden soll, schien es nütz- 
lich, auf dem Führerschein ausdrücklich anzugeben, 
für welche Fahrzeugklasse die betreffende Fahr- 
erlaubnis gilt, da die Bedingungen, unter denen die 
Fahrprüfungen ablaufen, erst später harmonisiert 
werden sollen. 

Zu Artikel 5 

In ihren Stellungnahmen haben das Europäische 
Parlament und der Wirtschafts- und Sozialausschuß 
vorgeschlagen, als Mindestalter für den Erwerb 
eines Führerscheins der Klasse F 2 das vollendete 


I 16. Lebensjahr vorzusehen, um den Betrieb land- 
' wirtschaftlicher Unternehmen mit Familiencharakter 
zu erleichtern. 

Das Europäische Parlament schlägt darüber hinaus 
vor, das Mindestalter für den Erwerb eines Führer- 
scheins für Kraftfahrzeuge und Krafträder auf 18 
Jahre festzusetzen, außer in den Mitgliedstaaten, in 
denen das Mindestalter derzeit bei 17 Jahren liegt. 

In diesen Ländern soll das derzeitige Mindestalter 
von 17 Jahren für einen Zeitraum von fünf Jahren 
weiter gelten. Das Europäische Parlament fordert die 
Kommission auf, während dieses Zeitraums eine 
Prüfung der vergleichbaren Unfallquoten bei Fah- 
rern von 17 und Fahrern von 18 Jahren vorzu- 
nehmen, bevor ein endgültiger Beschluß über das 
' Mindestalter gefaßt wird. 

' Da der nationale Führerschein nicht abgeschafft 
; wird, besteht jedoch kein Grund, Ausnahmen zuzu- 
I lassen. Das Mindestalter wird daher in dem Richt- 
linienvorschlag auf 18 Jahre festgesetzt. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 bis 11 des ursprünglichen Vorschlags wer- 
^ den in einem einzigen Artikel 6 zusammengefaßt. 
Der ursprüngliche Vorschlag -enthielt detaillierte Be- 
stimmungen über einheitliche Bedingungen betref- 
fend die Erteilung des EG-Führerscheins und die 
objektive Beurteilung von Verstößen. Das Euro- 
päische Parlament vertritt die Auffassung, daß die 
spezifische Form der in der ursprünglichen Richt- 
linie vorgesehenen, ausführlichen Bestimmungen 
erst festgelegt werden sollte, nachdem die Kommis- 
sion Gelegenheit gehabt hat, die zuständigen natio- 
nalen und internationalen Organisationen zu kon- 
sultieren. 

Der geänderte Text sieht vor, daß der Rat diese 
Bestimmungen später auf Vorschlag der Kommission 
i erläßt. 
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